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ZurKürzungder Brotquote .DerStadtrat hat gelegentlichder
Fassung einer Entschliessung über die Kürzung der Brotquete

durch öffentlichenAn¬auch beschlossen ,diese Entschliessung
schlagder Bevölkerungzur Kenntniszu bringen .Aufdievon
Bürgermeister Dr .Weiskirchner angesuchte Bewilligunger - ¬
ging wnder Polizeidirektion die Verständigung ,dassdiesem
Ansuchenaus Rücksichten der öffentlichen Ordnungeine
willfahrendeFolgenicht gegebenwerdenkönnerBürgermeister
Dr .Weiskirchnermachtein der heutigenStadtratsitzungMit¬
teilungüberdieseAngelegenheitundüberseinenAntragwurde
beschlossen ,einen Rekurs gegen diesen Bescheid nicht zu

ergreifen ,da diesemRekurseeine aufschiebendewirkungnicht
zukomme - . - . - . - .-- . - —

Zur Schaffungdes städtischen Gesundheitsæmtes .Daswiener
medizinische Doktoren - Kollegiumhat an Bürgermeister Dr .
Weiskirchner nachstehende Zuschrift gerichtet :DasPräsidium
des Wiener medizinischen Doktoren - Kollgiums hat die Ent¬
schliessung Furer Exzellenz betreffs der Frweiterung des Wir - ¬

kungskreisesdes Stadtphysikates umUmgestaltungdesselben
in ein selbstständigesGesundheitsamtmit grosserBefriedigung
zur Kenntnis genommen .DankIhrer Kraftvollen Initiative ist
Wiendie erste StadtOesterreichs ,in welchernichtnurden
beamtetenTechnikern ,sondernauchdenbeamtetenAerztenein
erweiterterWirkungskreiszuerkanntwurde .MitderSchaffung
dieser Zentralstelle ist ein langjähriger WunschderAerzte¬
schaft nach Selbstständigkeit und eine VereinfachungderGe¬
schäftsgebahrungzur Tatsache .Fuer Exzellenzhiefürherz - ¬
lichst zu danken ,ist uns eine angenehme Pflicht .Wirgeben
der Versicherung Aüsdruck ,dass die Aerzteschaft Wiens stets

gern bereit sein wird ,Ihre grosszügigen Bestrebungen umden
AusbauderVolksgesundheitin unsererVaterstadtzufördern
undzuunterstützen.
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DieVertreterder christlichenArbeiterschaftbe
derRegierung.InAusführungdesBeschlussesderZentral-¬
stellen der christlichen Arbeiterorganisationen sprachen
heute unter Führung des Landes - AusschussesKunschakdie
Herren Abg .Anderle ,Werkmannder . k .österr .Staatsbahnen
Haider ,GR .Ullreich und der Sekretär derZentralkommission
der christlichen Gewerkschaften Oesterreichs Untermüller
beim Ministerpräsidenten Dr .Ritter von Seidler vor umden

Standpunkt der christlichen Arbeiterschaft in der Frage

der Brotverkürzung und der Ernährungsverhältnisse überhaupt

zum Ausdruck zu bringen .Der mehr als einstündigen Aussprache
wohnten bei : derMinister des Innern Pitter von Geyer ,ferner

Finanzminister Freiherr von Wimmer ,der Fisenbahnminister

Freiherr von Banhans und der Minister für soziale Für - ¬

sorgeDr .Mataja ,ferner in VertretungdesMinistersfür
Volksernährung Oberst Wallerstorfer ,Landesausschuss Kunschak
legte in eindringlichen Wortendie schwereBelastungder

Arbeiterschaft und der Bevölkerung durch die Verkürzung der

Brotration dar und brachte den Wunschder christlichen
Arbeitersoaft zumAusdruck ,durchVerabreichunganderer
Lebensmittel den Entgang erträglich zu machen -Erverwies
sodann derauf ,dass die Regierung trotz des schon imJänner
vorgebrachten Protestes neuerdings einseitig mit denSozial

demokratenals Vertreternder Arbeiterschaftverhandelthat . .
Der Sekretär der Zentralkommission der christlichen Gewerk¬

schaften Untermüller betonte ,dass von Seiten der christ¬

lichen Gewerkschaften zur Frleichterung der durch die schwie
rigen Frnährungsverhältnisse herbeigeführten Notlageent - ¬
sprechendesoziale Massnahmenseitens der Regierunggefordert
wurden ,die sich jedoch nicht nur auf die Munitions -und
Staatsarbeiter ,sondernauf die gesammteArbeitershhaftund
Angestellten erstrecken müssen .DerVorsitzendedesReichs-¬
verxowchristlicher Eisenbahner OesterreichsHaider
nahmunter anderenGelegenheitauf die ungemeinschwierigen
Verhältnisse des Fisenbahnpersonales zu verweisen undtrat
fürdieEhesteundweitestgehendeFrfüllungderNüdevon
denFisenbahnerorganisationenüberrsichtenForderungenein .
ObmanndeschristlichenTabakarbeiterverbandesOesterreichs
UllreichverwiesaufdieLagederStaatsarbeiternamentlich
derTabakarbeiter,dieeinerbesonderenFürsorgeinBezug
auf Lohn ,LebensmittelundUrlaubbedürfen .Landesausschuss
Kunschakverwiesauf die unzulänglicheLebensmittelversor¬
gungderstädtischenBediensteteninsbesondersjener ,der
drei kontinuierlichen Betriebe Gas ,Flektrizitätswerke und
Strassenbahnen.SchliesslichbrachteLandesausschussKunschak
und GR -Ullreich die ungleichartige Behandlung desLebens¬
mittelvereiens der christlichen Arbeiterschaft , Hilfe "
hinsichtlich der Belieferung von Lebensmittel zurSprache .
Ministerpräsident Dr .von Seidler gab der Abordnungdie
Zusicherung ,dassdievorgebrachtenWünschemöglichsteBe¬
rücksichtigungfinden werden .SämmtlicheMinister ,dieder
Konferenzanwohntenbesprachendanndie einzelnenForderungen
soweit sie ihre Ressorts betrafen und sicherten ebenfalls
deren tunlichste Berücksichtigung zu .



GR .Dr .Hein :Ist ein normales Budget schon zumgros
senteileausfiktivenZiffernzusammengesetzt ,sogiltes
in nochviel höheremMassefür ein Kriegsbudget.DerRedner
wendet sich zunächst gegen die exorbidante Erhöhung der

FahrpreisederStrassenbahnenundbesprichtdanndieErle-¬
digungder GeschäfteimStadtrate ,über die er imgrossen
undganzensich anerkennendäussert .Er wünschtblosseine
andereVerteilungderReferate ,so dassauchdieoppositio. -¬
nellen Mitglieder des Stadtrates Gelegenheithaben ,imGemein¬
derate an den Referententisch zu treten ,ferner eineEntlæ¬
stung des Stadtrates von minderwesentlichen Geschäftsstücken

undeinunmittelbaresZusammenarbeitenzwischenMagistratund
Stadtrat .Er wunscht weiters auch eine Vertretung derMinder- ¬
heit im Armen - undOrtsschulrat mindestens in jenen Bezirken

in denen sich eine Minderheit auch im Pezirksrat befindet ,
ferner eine Heranziehungder Opposition im Heimats - undBür¬
gerrechts -Ausschusssowiein allen anderenAusschüssen.
Das gleiche und direkte Wahrrechtmit Proporz müsseauchim

U
Gemeinderate zur Geltung kommen,/gewisse Sicherheiten zum

Schutze der bürgerlichen Partei könne allerdings nicht ver¬
zichtet werden .DasFrauenwahlrechtwerdesich auf dieDauer
nicht aufhalten lassen ,allerdings stehe er nicht auf dem

Standpunkte ,dass bloss erwerbende Frauen wahlberechtigt sind ,
sondern dass die Frauen ,welche dem Haushalte vorstehen ,oder
die sich im öffentlichen verdienstvoll betätigen ,das gleiche

Recht haben müssen .Redner plaidiert zumSchlusse für das
einträchtige Zusammenwirken aller Gemeinderäte in den wich¬
tigen wirtschaftlichen Fragen ,deren Lösung der Gemeinde - ¬

verwaltung jetzt und nach dem Kriege obliegt ,bei Aufrecht - ¬

haltung der politischen Anschauungender einzelnenParteien¬
GR .Stein bespricht in schärfsten WortendieZentralen¬

Wirtschaft überhauptunddas Vorgehender einzelnenZentra¬
len imbesonderen .AlledieseLeute ,die durchihrewirtschaft
denHungerdes VolkesimHinterlandeverschuldethaben ,
gehörenvor ein Kriegsgericht ,ihnengeschiehtnichts ,dafür
aber sei er wegeneiner solchen Rede vomStaatsanwalt wegen

AufreizunggegendieStaatsgewaltnach§ 303St . G.instraf
gerichtliche Untersuchung gezogen worden .Redner sei nach

wie vor gegendie unverzüglicheAbschaffungderZentralen
undHeranziehungdeslegitimenHandels.

Rednersagt weiter ,dassdie städtischenBetriebe
sich imKriegemustergültigerwiesenhabenunddiegesamte
Bevölkerung der Beamtenschaft dieser Betriebe d ugrüsstem
Dankeverpflichtetsei ,dasssichVerkehrndVertriebtrotz

des Krieges im GrossenundGanzenklaglos abgewickelthat .
Gegen die geplanten Tariferhöhungen sei er gleich den

anderenoppositionellenParteien ,es müsstendafürandere
Einnahmsquellenausfindiggemachtwerden.

Wasdie Rede des Gemeinderates Kunschakanbelange ,
könnenach erhaltenen Aufklärungen ,dass sich Kunschakbloss
gegendas TreibengewissergüdischerFlüchtlingegewendethab
diese Rede nicht als eine antisemitäsche Hetzebetrachtet
werden .[ LebhafteHört -Rufe) .

Rednererhebt eine ReihevonAnklagengegendieFlücht -¬
lingszetrnale undwünschtdie EinsetzungeinerUntersuchungs¬

kommission .Er wünscht dann einer Vertretung ixxseiner Partei
in den Ausschüssen und wendet sich gegen dieObmännerkonferen
die viele Geschäfte an sich reisse ,die dem Gemeinderat vor¬

zubehalten sind .Er spricht sich schliesslich füreine
Abänderung der Gemeindewahlordnung in demokratischemSinne

aus ,wobei die Interessen gewisse Bevölkerunggruppen gewahrt

werdenmüssen .Für das Budgetkönneseine Partei nichtstimme
weil sie an der Verwaltung nicht teilnehme und deshalb keine

Verantwortungübernehmenköne .
GR.Dr .RittervonSchwarz-Hillerschildertseine

Tätigkeit in der Flächtlingszentrale ,welcher er seine

ganze Zeit ,seine ganze Kraft ,sein Vermögenundseine
bürgerliche Existenz geopfert habe ,auf die er aberEmitt
stolz zurückblicken könne .Mit der Einsetzungeiner
Untersuchungskommissionsei er vollständigeinver -¬
standen ,er füchte sie nicht .Er könne mit Genugtuungsagen ,
dass er in einer Zeit ,in welche so viele Menschenverdient
haben ,nicht nur nichts verdient ,sondern sein Geldzuge - ¬
setzt habe - .Erkönneruhigbehaupten ,dasser seinePflicht
als Mensch ,als Bürger der Stadt Wien ,als österreichischer
Staatsbürger und als Angehöriger des jüdischen Volkesvoll

undganzerfüllthabe .DiebeidenkaiserlichenAuszeich¬
nungen,dieihmverliehenwurden,habeer nichtangestrebt
er habesie aber mit Freudeangenommen,weil sie einöffent
liches Zeugnis dafür waren ,dass seine Ehre unversehrtsei .
Diese Äuszeichnungverdankeer nicht demBürgermeisterDr .
Weiskirchner,demernieeinepolitischeGefälligkeiter¬
wiesen habe und von demer andererseits nie für sich eine

Gefälligkeitverlangthabe.
DieAusführungendesRednerswurdenauchvon

der Mehrheitmit grosser Aufmerksamkeitverfolgt undwieder¬
holtmitBeifallaufgenommen.

Rednerbetontdannnoch,dassersichauchindieObmänner
konferenznicht hineingedrängthabe ,sondernnurdurch
denZufall ,dasser beiKriegsausbruch,in Wienanwesend
war ,berufenwurde ,waszweiMonatespäter voneinerSi¬
tzungseinerParteieinhelliggebilligtwurde .DerRedner
besprichtdanneinigeHauptpunktederBudgetdebatte.

NachdenAusführungendiesesRednerswirddie
Sitzungabgebrochen.
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